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Anordnung
über Zuständigkeiten

zur Durchführung des Gesetzes zum
Schutz vor nichtionisierender Strahlung

bei der Anwendung am Menschen
Vom 7. Februar 2012

I
Zuständig für die Durchführung des Gesetzes zum

Schutz vor nichtionisierender Strahlung bei der Anwen-
dung am Menschen (NiSG) vom 29. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2433), geändert am 11. August 2010 (BGBl. I S. 1163,
1165), und der UV-Schutz-Verordnung vom 20. Juli 2011
(BGBl. I S. 1412) in der jeweils geltenden Fassung sind, mit
Ausnahme des § 2 NiSG, des § 3 NiSG, soweit er sich nicht
auf die UV-Schutz-Verordnung bezieht, und der auf Grund
des § 5 Absatz 1 NiSG erlassenen Rechtsverordnungen und
soweit nachstehend nichts anderes bestimmt ist,

die Bezirksämter.

II
Zuständige Behörde für die Bekanntgabe von Prüfstel-

len gemäß § 6 a Absätze 1 bis 3 NiSG ist

die Behörde für Gesundheit und Verbraucherschutz.

III

Fachbehörde nach §§ 42 und 44 bis 46 des Bezirksver-
waltungsgesetzes vom 6. Juli 2006 (HmbGVBl. S. 404, 452),
zuletzt geändert am 15. Dezember 2009 (HmbGVBl. S. 403,
433), in der jeweils geltenden Fassung ist

die Behörde für Gesundheit und Verbraucherschutz.

IV

Diese Anordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2012
in Kraft. Zum selben Zeitpunkt tritt die Anordnung über
Zuständigkeiten zur Durchführung des Gesetzes zum
Schutz vor nichtionisierender Strahlung bei der Anwen-
dung am Menschen vom 3. August 2010 (Amtl. Anz. S. 1333)
in der geltenden Fassung außer Kraft.

Gegeben in der Versammlung des Senats,

Hamburg, den 7. Februar 2012.

Amtl. Anz. S. 245
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Bekanntgabe des Ergebnisses
einer allgemeinen Vorprüfung des

Einzelfalles zur Feststellung, ob eine
Verpflichtung zur Durchführung einer
Umweltverträglichkeitsprüfung besteht
Die Firma National Starch & Chemical GmbH & Co. KG

hat bei der Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt 
– Amt für Immissionsschutz und Betriebe – die wesentliche
Änderung einer Anlage zum Herstellen von Stärkemehlen
nach § 16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes durch Er-
richtung und Betrieb einer Sprühtrockneranlage in einem
neuen Gebäude auf dem Grundstück Grüner Deich 110 in
Hamburg-Mitte beantragt. Das Vorhaben stellt die Ände-
rung einer Anlage nach Ziffer 7.23.2 Spalte 2 der Anlage 1
des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung
(UVPG) dar.

Nach der allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalles
gemäß § 3 c UVPG wird von der Durchführung einer Um-
weltverträglichkeitsprüfung für das Änderungsvorhaben
abgesehen. Das Vorhaben kann nach Einschätzung der Be-
hörde für Stadtentwicklung und Umwelt – Amt für Immis-
sionsschutz und Betriebe – auf Grund überschlägiger Prü-
fung unter Berücksichtigung gesetzlicher Kriterien für die
Vorprüfung des Einzelfalles keine erheblichen nachteiligen
Umweltauswirkungen haben.

Die Begründung der Feststellung ist bei der Behörde für
Stadtentwicklung und Umwelt – Amt für Immissionsschutz
und Betriebe – nach den Bestimmungen des Umweltinfor-
mationsgesetzes der Öffentlichkeit zugänglich.

Hamburg, den 6. Februar 2012

Die Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt
– Amt für Immissionsschutz und Betriebe –

Amtl. Anz. S. 246

Ungültigkeitserklärung eines Dienstsiegels
Das Dienstsiegel (Farbdruckstempel) Nummer 77 des

Finanzamtes Hamburg-Am Tierpark mit kleinem Landes-
wappen und einem Durchmesser von 2 cm ist für ungültig
erklärt worden.

Hamburg, den 17. Januar 2012

Die Finanzbehörde
Amtl. Anz. S. 246

Entwidmung 
von öffentlichen Wegeflächen

Nach § 7 des Hamburgischen Wegegesetzes in der
Fassung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41) mit Ände-
rungen werden die im Bezirk Hamburg-Mitte, Gemarkung
Wilhelmsburg, belegenen öffentlichen Wegeflächen Neuen-
felder Straße (Flurstücke 12 398 und 12 466, jeweils teilweise)
und Am Industriebahnhof (Flurstücke 2734 und 12 463,
jeweils teilweise) mit sofortiger Wirkung als für den öffent-
lichen Verkehr entbehrlich entwidmet.

Hamburg, den 3. Januar 2012

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte
Amtl. Anz. S. 246

Widmung einer Wegefläche
Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-

sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41) mit Änderun-
gen wird die im Bezirk Hamburg-Mitte, Gemarkung Schiff-
bek, belegene Wegefläche Ihlestraße (Flurstück 1918) mit
sofortiger Wirkung für den öffentlichen Verkehr gewidmet.

Hamburg, den 9. Januar 2012

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte
Amtl. Anz. S. 246

Widmung einer Wegefläche
Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-

sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41) mit Änderungen
wird die im Bezirk Hamburg-Mitte, Gemarkung Schiffbek,
belegene Wegefläche Steinfeldstraße (Flurstück 1930) mit
sofortiger Wirkung für den öffentlichen Verkehr gewidmet.

Hamburg, den 9. Januar 2012

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte
Amtl. Anz. S. 246

Widmung einer Wegefläche
Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-

sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41) mit Änderun-
gen wird die im Bezirk Hamburg-Mitte, Gemarkung Wil-
helmsburg, belegene Wegefläche Beim Schröderschen Hof
(Flurstücke 12 352, 1378 teilweise und 10 671 teilweise) mit
sofortiger Wirkung für den öffentlichen Verkehr gewidmet.

Hamburg, den 16. Januar 2012

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte
Amtl. Anz. S. 246

Entwidmung 
von öffentlichen Wegeflächen

Nach § 7 des Hamburgischen Wegegesetzes in der
Fassung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41) mit Ände-
rungen werden die im Bezirk Hamburg-Mitte, Gemarkung
Wilhelmsburg, belegenen öffentlichen Wegeflächen Bahn-
hofspassage (Flurstück 8113 teilweise), Wilhelm-Strauß-
Weg (Flurstücke 11 150 teilweise und 8153 teilweise) mit
sofortiger Wirkung als für den öffentlichen Verkehr ent-
behrlich entwidmet. Hierbei handelt es sich um die Veräu-
ßerung von Teilflächen durch die FB/Imm im Rahmen des
BV Neubau Markthalle.

Hamburg, den 20. Januar 2012

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte
Amtl. Anz. S. 246

Entwidmung einer Verkehrsfläche
in Eimsbüttel

Nach § 7 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41) wird die im
Bezirk Eimsbüttel, Ortsteil 320, Gemarkung Eidelstedt,
belegene Wegefläche (Flurstücksteilfläche 6866-1) in der
Schnackenburgallee vor Hausnummer 117 mit sofortiger
Wirkung entwidmet.

Hamburg, den 25. Januar 2012

Das Bezirksamt Eimsbüttel
Amtl. Anz. S. 246
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Widmung einer Verkehrsfläche 
in Eimsbüttel

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der 
Fassung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41) wird die 
im Bezirk Eimsbüttel, Ortsteil 308, Gemarkung Eimsbüttel,
belegene Wegefläche (Flurstücksteilfläche 5142-2) der
Straße Kaiser-Friedrich-Ufer im Bereich Hausnummer 5
(Schulgelände) mit sofortiger Wirkung dem öffentlichen
Verkehr gewidmet. Für die Teilfläche 5142-1 wird die Wid-
mung für den allgemeinen Verkehr erweitert.

Hamburg, den 31. Januar 2012

Das Bezirksamt Eimsbüttel
Amtl. Anz. S. 247

Berichtigung der Widmung
der Wegefläche Twietenkoppel

vom 1. September 2009
In der Bekanntmachung „Widmungsverfügung der

Wegefläche Twietenkoppel (Flurstück 1124)“ vom 1. Sep-
tember 2009 (Amtl. Anz. vom 15. September 2009 Nr. 72 
S. 1729) wird die Textpassage „Flurstück 1124“ durch die
Textpassage „Flurstück 1124 teilweise“ ersetzt.

Der vorhandene Lageplan wird gegen die beiliegenden
Lagepläne ausgetauscht.

Hamburg, den 31. Januar 2012

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 247

Widmung von Wegeflächen
Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-

sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände-
rungen wird die im Bezirk Wandsbek, Gemarkung Farm-
sen, Ortsteil 514, belegene Wegefläche Falkenhorst (Flur-
stück 1876), vom Spannstücken bis einschließlich der Ein-
mündung Gutswisch, mit sofortiger Wirkung dem öffent-
lichen Verkehr und von dort bis zum Berner Gutsweg dem
öffentlichen Fußgänger- und Radfahrverkehr gewidmet.

Hamburg, den 3. Februar 2012

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 247

Entwidmung 
einer öffentlichen Wegefläche

Nach § 7 des Hamburgischen Wegegesetzes in der
Fassung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit
Änderungen wird das im Bezirk Bergedorf, Gemarkung
Allermöhe, belegene Flurstück 7308, das für den öffent-
lichen Verkehr entbehrlich geworden ist, entwidmet.

Hamburg, den 10. Januar 2012

Das Bezirksamt Bergedorf
Amtl. Anz. S. 247

Widmung einer Wegefläche
Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der 

Fassung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit
Änderungen wird die im Bezirk Bergedorf, Gemarkung
Bergedorf, Ortsteil 603, vom Curslacker Neuer Deich abge-

hende und in einer Kehre endende etwa 306 m lange Straße
Am Schleusengraben mit sofortiger Wirkung dem öffent-
lichen Verkehr gewidmet.

Hamburg, den 12. Januar 2012

Das Bezirksamt Bergedorf
Amtl. Anz. S. 247

Berichtigung der Widmung Gildering
In der Widmungsverfügung Gildering (Amtl. Anz. Nr. 28

heißen: „Für die Treppenanlage nordwestlich Hausnum-
mer 11 beschränkt sich die Widmung auf den Fußgänger-
verkehr“.

Hamburg, den 13. Januar 2012

Das Bezirksamt Harburg
Amtl. Anz. S. 247

Erste Änderung
der Prüfungsordnung für den Master
Evangelische Kirchenmusik der Hoch-

schule für Musik und Theater Hamburg
Vom 16. November 2011 und 11. Januar 2012

Das Präsidium der Hochschule für Musik und Theater
Hamburg hat am 24. Januar 2012 die vom Hochschulsenat
am 16. November 2011 und 11. Januar 2012 auf Grund von
§ 85 des Hamburgischen Hochschulgesetzes (HmbHG) in
der Fassung vom 18. Juli 2001, zuletzt geändert durch
Gesetz vom 16. November 2010 (HmbGVBl. 2001 S. 171,
2010 S. 605), beschlossene Erste Änderung der Prüfungs-
ordnung für den Masterstudiengang Evangelische Kirchen-
musik vom 1. Juli 2009 und 14. April 2010 (Amtl. Anz. 2010
S. 2438) gemäß § 108 Absatz 1 HmbHG genehmigt.

Artikel I

§ 3 Nachweis deutscher Sprachkenntnisse wird wie folgt
geändert:

„Studienbewerberinnen und -bewerber aus nichtdeutsch-
sprachigen Ländern müssen zusätzlich zum Nachweis einer
künstlerisch-wissenschaftlichen Befähigung gute Kennt-
nisse der deutschen Sprache nachweisen. Die konkreten
Prüfungsanforderungen ergeben sich aus § 4 der Immatri-
kulations- und Gasthörerordnung der Hochschule für
Musik und Theater Hamburg in der jeweils geltenden Fas-
sung.“

Artikel II

(1) Die Regelungen des Artikels I gelten erstmals für
Studienbewerberinnen und Studienbewerber, die ihr Stu-
dium zum Wintersemester 2012/2013 aufnehmen wollen.

(2) Für Studienbewerberinnen und Studienbewerber,
die den geforderten TestDaF noch nicht vorlegen können,
gelten übergangsweise für das Sommersemester 2012 und
das Wintersemester 2012/2013 die bisherigen Regelungen
zum Nachweis deutscher Sprachkenntnisse (eine an der
Hochschule abzulegende mündliche oder schriftliche Prü-
fung) noch fort.

Hamburg, den 16. November 2011 und 11. Januar 2012

Hochschule für Musik und Theater Hamburg
Amtl. Anz. S. 247

vom 13. April 2010 S. 635) muss es in einem zweiten Absatz



Dienstag, den 14. Februar 2012248 Amtl. Anz. Nr. 13

Vorlesungszeiten an der Hochschule
für bildende Künste Hamburg
– Sommersemester 2012 und
Wintersemester 2012/2013 –

Das Präsidium der Hochschule für bildende Künste
Hamburg hat am 24. November 2011 die Vorlesungszeiten
und vorlesungsfreien Zeiten für den Zeitraum vom Beginn
des Sommersemesters 2012 bis zum Ende des Wintersemes-
ters 2012/2013 nach §§ 79 Absatz 2 Satz 10, 110 Absatz 1 des
Hamburgischen Hochschulgesetzes (HmbHG) vom 18. Juli
2001 (HmbGVBl. S. 171), zuletzt geändert am 16. Novem-
ber 2010 (HmbGVBl. S. 605), wie folgt festgelegt:

Sommersemester 2012: 1. April 2012 bis
30. September 2012

Erster Vorlesungstag: 2. April 2012
Letzter Vorlesungstag: 14. Juli 2012

Wintersemester 2012/2013: 1. Oktober 2012 bis
31. März 2013

Erster Vorlesungstag: 1. Oktober 2012
Letzter Vorlesungstag: 2. März 2013

Weihnachtsferien:
Letzter Vorlesungstag: 22. Dezember 2012
Erster Vorlesungstag: 7. Januar 2013

Hamburg, den 1. Februar 2012

Hochschule für bildende Künste Hamburg
Amtl. Anz. S. 248

Veröffentlichung
im Hamburger Ärzteblatt

Gemäß § 26 Absatz 2 des Hamburgischen Kammer-
gesetzes für die Heilberufe (HmbKGH) vom 14. Dezem-
ber 2005, zuletzt geändert am 2. März 2010, gibt die Ärzte-
kammer Hamburg bekannt, dass im Hamburger Ärzteblatt
im Heft 01/2012 die Satzung zur Änderung der Weiterbil-
dungsordnung der Hamburger Ärztinnen und Ärzte in der
Fassung vom 21. Februar 2005 verkündet wurde.

Das Hamburger Ärzteblatt ist über den Hamburger
Ärzteverlag GmbH & Co KG, Humboldtstraße 56, 22083
Hamburg, zu beziehen.

Hamburg, den 3. Februar 2012

Ärztekammer Hamburg
Amtl. Anz. S. 248

Prüfungsordnung
der Fakultät für Erziehungswissenschaft,
Psychologie und Bewegungswissenschaft

für Studiengänge mit dem Abschluss
Master of Science (M. Sc.)

Vom 19. August 2009/19. Oktober 2011

Das Präsidium der Universität Hamburg hat am 
7. November 2011 die von der Fakultät für Erziehungs-
wissenschaft, Psychologie und Bewegungswissenschaft am 
19. August 2009/19. Oktober 2011 auf Grund von § 91
Absatz 2 Nummer 1 des Hamburgischen Hochschulgesetzes
(HmbHG) vom 18. Juli 2001 (HmbGVBl. S. 171) in der Fas-
sung vom 16. November 2010 (HmbGVBl. S. 605) beschlos-

sene Prüfungsordnung der Fakultät für Erziehungswissen-
schaft, Psychologie und Bewegungswissenschaft für Stu-
diengänge mit dem Abschluss „Master of Science“ (M. Sc.)
gemäß § 108 Absatz 1 HmbHG genehmigt.

P r ä a m b e l

Diese Prüfungsordnung regelt die allgemeine Struktur
und das Prüfungsverfahren für alle konsekutiven Studien-
gänge der Fakultät für Erziehungswissenschaft, Psychologie
und Bewegungswissenschaft mit dem Abschluss Master of
Science (M. Sc.); sie wird ergänzt durch Fachspezifische
Bestimmungen für die einzelnen Studiengänge.

§ 1

Studienziel, Prüfungszweck, Akademischer Grad,
Durchführung des Studiengangs

(1) Studienziel der Master-Studiengänge ist die Vermitt-
lung von gründlichen Fachkenntnissen und der Erwerb
einer vertieften wissenschaftlich-methodischen Qualifika-
tion. Die konkreten Studienziele sind in den Fachspezifi-
schen Bestimmungen enthalten.

(2) Durch eine bestandene Masterprüfung wird nachge-
wiesen, das in den jeweiligen Fachspezifischen Bestimmun-
gen beschriebene Studienziel erreicht zu haben.

(3) Die bestandene Masterprüfung ist ein zweiter berufs-
qualifizierender Abschluss, für den der akademische Grad
Master of Science (M. Sc.) verliehen wird.

(4) Die organisatorische Durchführung der Studien-
gänge wird in den Fachspezifischen Bestimmungen gere-
gelt.

(5) Die Auswahlkriterien und besonderen Zugangsvor-
aussetzungen zum Masterstudium sind in gesonderten Sat-
zungen für die jeweiligen Studiengänge geregelt.

§ 2

Regelstudienzeit

Die Regelstudienzeit beträgt einschließlich aller Prü-
fungen, der Masterarbeit, den gegebenenfalls in den Stu-
diengang eingeordneten berufspraktischen Tätigkeiten und
Exkursionen vier Semester. Im Falle eines Teilzeitstudiums
erhöhen zwei Teilzeitsemester die Regelstudienzeit um ein
Semester. Durch das Lehrangebot gemäß den Fachspezifi-
schen Bestimmungen und die Gestaltung des Prüfungsver-
fahrens ist sicherzustellen, dass das Masterstudium ein-
schließlich sämtlicher Prüfungen innerhalb der Regelstu-
dienzeit abgeschlossen werden kann.

§ 3

Studienfachberatung

(1) Die Studierenden sind verpflichtet, zu Beginn des
Studiums an einer Studienfachberatung teilzunehmen. Die
Studienfachberatung erfolgt in der Regel durch Lehrende
des Studiengangs.

(2) Studierende, die die Regelstudienzeit gemäß § 2
überschritten haben, müssen innerhalb von zwei Semestern
nach dem Ende der Regelstudienzeit an einer Studienfach-
beratung durch Lehrende des Studiengangs teilnehmen,
wenn sie nicht bis zum Ende dieses Zeitraums zu den noch
ausstehenden Prüfungsleistungen angemeldet sind. Studie-
rende, die nicht an der Studienfachberatung wegen Über-
schreitens der Regelstudienzeit teilnehmen, werden gemäß
§ 42 Absatz 2 Nummer 7 HmbHG exmatrikuliert.
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(3) Für alle Prüfungsleistungen, für die zum Zeitpunkt
der Studienfachberatung nach Absatz 2 noch keine Anmel-
dung erfolgt ist, sind mit Zustimmung des Prüfungsaus-
schusses in der Studienfachberatung angemessene Termine
bzw. Fristen festzulegen. Werden die Termine bzw. Fristen
nicht eingehalten, gelten die Prüfungsleistungen unbescha-
det der Regelung des § 16 Absatz 1 als endgültig nicht
bestanden.

§ 4
Studien- und Prüfungsaufbau,

Module und Leistungspunkte (LP)

(1) Die Grundstruktur eines M. Sc. in den Studiengän-
gen der Fakultät für Erziehungswissenschaft, Psychologie
und Bewegungswissenschaft besteht aus fachspezifischen
Modulen und einem Wahlbereich.

(2) Der Masterstudiengang ist modular aufgebaut; Zahl,
Umfang, Inhalte der Module und die Modulvoraussetzun-
gen sind in den Fachspezifischen Bestimmungen geregelt.
Module können sein: Pflichtmodule, die obligatorisch sind,
Wahlpflichtmodule, die aus einem vorgegebenen Katalog
von Modulen auszuwählen sind und frei wählbare Module
(Wahlmodule).

(3) Module sind in sich abgeschlossene Lehr- und Ler-
neinheiten, die in der Regel aus mehreren inhaltlich aufein-
ander bezogenen Lehrveranstaltungen bestehen. In Modu-
len wird eine Teilqualifikation des Qualifikationsziels des
jeweiligen Studiengangs vermittelt. Ein Modul schließt
grundsätzlich mit einer Prüfung (Modulprüfung) ab. In
besonderen, durch die Auswahl der Prüfungsform und das
didaktische Konzept begründeten Fällen, können auch
mehrere Module mit einer Prüfung abgeschlossen werden.
Die Arbeitsbelastung (Präsenz, Selbststudium und Prü-
fungsaufwand) für die einzelnen Module wird in Leistungs-
punkten (LP) ausgewiesen. Dabei entspricht 1 Leistungs-
punkt in der Regel einer Arbeitsbelastung von 30 Stunden.
Der Gesamtumfang des Studiengangs umfasst einschließ-
lich der Masterarbeit 120 Leistungspunkte. Der Erwerb von
Leistungspunkten ist an das Bestehen der Modulprüfungen
gebunden.

(4) Die Masterprüfung besteht aus den Modulprüfungen
und der Masterarbeit. Die Fachspezifischen Bestimmungen
können die Masterarbeit auch in einem Abschlussmodul
mit weiteren Prüfungsleistungen regeln.

(5) Die Bedingungen des Teilzeitstudiums regeln die
Fachspezifischen Bestimmungen. Voraussetzung ist die
Immatrikulation als Teilzeitstudierende bzw. Teilzeitstudie-
render. Für das Semester, in dem die Abschlussarbeit vorge-
sehen ist, ist ein Teilzeitstudium ausgeschlossen. Lehrver-
anstaltungen, die nur im Jahresrhythmus angeboten wer-
den, sind bei einem Teilzeitstudium im Regelfall bei der
ersten Möglichkeit zu absolvieren. Die Fachspezifischen
Bestimmungen treffen für den Studien- und Prüfungsauf-
bau weitere Regelungen, wie z.B. verbindliche Studienpläne
oder individuelle Studienvereinbarungen.

(6) Das Masterstudium muss grundsätzlich sofort aufge-
nommen werden. Die Fachspezifischen Bestimmungen
legen fest, bis zu welcher zeitlichen Grenze das Studium
noch mit Erfolg aufgenommen werden kann.

§ 5
Lehrveranstaltungsarten

(1) Lehrveranstaltungsarten sind insbesondere:

1. Vorlesungen;
2. Übungen;

3. Seminare;

4. Projekte;

5. Berufspraktika/Projektseminare;

6. Kolloquien;

7. E-Learning-Lerneinheiten.

(2) In den Fachspezifischen Bestimmungen können wei-
tere Lehrveranstaltungsarten oder Kombinationen von
Lehrveranstaltungsarten vorgesehen werden. Die Lehrver-
anstaltungen werden in der Regel in deutscher oder eng-
lischer Sprache abgehalten. Für Lehrveranstaltungen kön-
nen die Fachspezifischen Bestimmungen eine Anwesen-
heitspflicht vorsehen. Näheres regeln die Fachspezifischen
Bestimmungen. Die Teilnahme an Lehrveranstaltungen
setzt grundsätzlich eine Anmeldung voraus.

(3) Sofern die Modulbeschreibungen in den Fachspezifi-
schen Bestimmungen erfolgreich absolvierte Module bzw.
Teilmodule als Teilnahmevoraussetzungen für ein nachfol-
gendes Modul festlegen, müssen diese erfüllt werden, um zu
den Lehrveranstaltungen des Moduls zugelassen zu werden.
Sind die geforderten Prüfungsleistungen der zuvor zu
absolvierenden Module erbracht worden, aber die Prü-
fungsleistungen noch nicht bewertet, sind die Studierenden
für die Lehrveranstaltungen des Moduls vorläufig zuzulas-
sen. Die Zulassung steht unter der Bedingung, dass die Prü-
fungsleistungen bestanden worden sind.

§ 6

Beschränkung des Besuchs einzelner Lehrveranstaltungen

Die Teilnehmerzahl kann für die Module oder einzelne
Lehrveranstaltungen beschränkt werden, wenn dies zu
deren ordnungsgemäßer Durchführung geboten ist. Die
Beschränkung muss die Kriterien für die Auswahl der Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer umfassen und ist in geeigne-
ter Weise bekannt zu geben.

§ 7

Prüfungsausschuss

(1) Für die Organisation der Prüfungen, die Einhaltung
der Bestimmungen dieser Ordnung und die weiteren durch
diese Prüfungsordnung festgelegten Aufgaben werden Prü-
fungsausschüsse gebildet. Einem Prüfungsausschuss gehö-
ren an: drei Mitglieder aus der Gruppe der Hochschullehre-
rinnen und Hochschullehrer einschließlich der dieser
Gruppe zuzuordnenden habilitierten Dozentinnen und
Dozenten, ein Mitglied aus der Gruppe des akademischen
Personals einschließlich der dieser Gruppe zuzuordnenden
nicht habilitierten Dozentinnen und Dozenten, ein Mit-
glied aus der Gruppe der Studierenden sowie ein Mitglied
des TVP mit beratender Stimme.

(2) Die Mitglieder eines Prüfungsausschusses sowie
deren Stellvertreterinnen und Stellvertreter werden auf
Vorschlag der jeweiligen Gruppe vom Dekanat eingesetzt.
Die Amtszeit der Mitglieder, Stellvertreterinnen und Stell-
vertreter beträgt zwei Jahre, die des studentischen Mitglieds
ein Jahr. Die Wiederwahl ist möglich. Scheidet ein Mitglied
vorzeitig aus, wird eine Nachfolgerin oder ein Nachfolger
für die restliche Amtszeit gewählt. Der Prüfungsausschuss
wählt den Vorsitzenden oder die Vorsitzende sowie dessen
Stellvertreter oder deren Stellvertreterin aus dem Kreise der
dem Prüfungsausschuss angehörenden Mitglieder der
Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer.

(3) Der Prüfungsausschuss tagt nicht öffentlich. Er ist
beschlussfähig, wenn mindestens drei Mitglieder, darunter
der oder die Vorsitzende oder die Stellvertretung und ein



Dienstag, den 14. Februar 2012250 Amtl. Anz. Nr. 13

weiteres Mitglied der Gruppe der Hochschullehrerinnen
und Hochschullehrer, anwesend sind. Bei Stimmengleich-
heit entscheidet die Stimme des oder der Vorsitzenden. Die
Beschlüsse des Prüfungsausschusses sind zu protokollieren.

(4) Der Prüfungsausschuss kann die Erledigung seiner
Aufgaben für alle Regelfälle auf die Vorsitzende bzw. den
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses übertragen.

(5) Der Prüfungsausschuss hat im Zusammenwirken mit
dem Dekanat sicherzustellen, dass die Studien- und Prü-
fungsleistungen in den in dieser Ordnung festgesetzten
Zeiträumen erbracht werden können. Der Prüfungsaus-
schuss sorgt ferner dafür, dass die Termine für die Modul-
prüfungen rechtzeitig festgelegt und bekannt gegeben wer-
den.

(6) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das
Recht, den Prüfungen beizuwohnen. Dieses Recht erstreckt
sich nicht auf die Beschlussfassung über die Note und deren
Bekanntgabe.

(7) Die Mitglieder eines Prüfungsausschusses und deren
Stellvertretung unterliegen der Amtsverschwiegenheit.
Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, sind sie
durch den Vorsitzenden bzw. die Vorsitzende zur Ver-
schwiegenheit zu verpflichten.

(8) Belastende Entscheidungen des Prüfungsausschusses
sind der bzw. dem Studierenden unverzüglich schriftlich
mit Begründung unter Angabe der Rechtsgrundlage mitzu-
teilen. Der Bescheid ist mit einer Rechtsmittelbelehrung zu
versehen.

(9) Der Prüfungsausschuss kann Anordnungen, Festset-
zungen von Terminen und anderen Entscheidungen, die
nach dieser Ordnung zu treffen sind, insbesondere die
Bekanntgabe der Melde- und Prüfungstermine sowie Prü-
fungsergebnisse, unter Beachtung datenschutzrechtlicher
Bestimmungen mit rechtlich verbindlicher Wirkung durch
Aushang beim Prüfungsamt, im Internet oder in sonstiger
geeigneter Weise bekannt machen.

§ 8
Anrechnung von Studienzeiten,

Studienleistungen und Prüfungsleistungen

(1) Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleis-
tungen sowie in den Studiengang eingeordnete berufsfeld-
bezogene Studien beziehungsweise Praktika, die an einer
Universität, gleichgestellten Hochschule, in staatlich aner-
kannten Fernstudien, an anderen Bildungseinrichtungen,
insbesondere in Studiengängen an staatlichen oder staatlich
anerkannten Berufsakademien sowie an Fachhochschulen,
erbracht worden sind, sind auf Antrag des bzw. der Studie-
renden anzurechnen, sofern keine wesentlichen Unter-
schiede zwischen den erworbenen und den an der aufneh-
menden Hochschule zu erwerbenden Kenntnissen und
Fähigkeiten bestehen. Das ist dann der Fall, wenn sie nach
Art, Inhalt und Umfang den Anforderungen des jeweiligen
Studiengangs im Wesentlichen entsprechen. Dabei wird
kein schematischer Vergleich, sondern eine Gesamtbetrach-
tung und Gesamtbewertung vorgenommen. Eine Anerken-
nung mit Auflagen ist möglich.

(2) Bei der Anrechnung von Studienzeiten, Studienleis-
tungen und Prüfungsleistungen, die außerhalb der Bundes-
republik Deutschland erbracht wurden, sind die von Kul-
tusministerkonferenz und Hochschulrektorenkonferenz
gebilligten Äquivalenzvereinbarungen sowie Absprachen
der Universität Hamburg im Rahmen von Hochschulpart-
nerschaften bzw. Hochschulkooperationsvereinbarungen
zu beachten.

(3) Auf andere Weise als durch ein Studium erworbene
Kenntnisse und Fähigkeiten, die jenen gleichwertig und für
einen erfolgreichen Abschluss eines Studiengangs erforder-
lich sind, sind in einem Umfang von bis zur Hälfte auf die
zu erbringenden Studien- und Prüfungsleistungen anzu-
rechnen.

(4) Werden Prüfungsleistungen angerechnet, sind die
Noten – soweit die Notensysteme vergleichbar sind – zu
übernehmen und in die Abschlussnote einzubeziehen. Bei
nicht vergleichbaren Notensystemen wird die Prüfungsleis-
tung mit „bestanden“ ausgewiesen.

(5) Über die Anrechnung nach den Absätzen 1 bis 4 ent-
scheidet der Prüfungsausschuss auf Antrag des bzw. der
Studierenden. Dem Antrag sind die für die Anrechnung
erforderlichen Unterlagen beizufügen. Die Anerkennung
kann vom Prüfungsausschuss nur abgelehnt werden, wenn
er nachweist, dass diese nicht gleichwertig sind.

§ 9

Zulassung zu Modulprüfungen

(1) Die Teilnahme an den Modulprüfungen setzt eine
Anmeldung im Studien-Informationsnetz oder in der Prü-
fungsverwaltung voraus. Der Zeitraum für die Anmeldung
und das Anmeldeverfahren werden von der Prüfungsver-
waltung in geeigneter Weise bekannt gegeben. Die Anmel-
dung ist nach Ablauf der Anmeldefrist verbindlich.

(2) Eine Anmeldung zu Modulprüfungen setzt grund-
sätzlich eine Immatrikulation für den jeweiligen Studien-
gang voraus. Diese Immatrikulation gilt auch für die Teil-
nahme an Wahlpflicht- oder Wahlmodulen, die andere Stu-
diengänge anbieten.

(3) Sofern die Fachspezifischen Bestimmungen eine
Anwesenheitspflicht bei Lehrveranstaltungen gemäß § 5
Satz 4 vorsehen, ist die regelmäßige Teilnahme an den für
das Modul vorgesehenen Lehrveranstaltungen eine weitere
Voraussetzung. Regelmäßig teilgenommen hat, wer nicht
mehr als 15 % der Termine der Lehrveranstaltungen eines
Moduls versäumt hat. Ist das Versäumnis nicht zu vertreten,
kann unter Auflage eine Zulassung zum Prüfungstermin
erfolgen. Der Grund für das Versäumnis ist glaubhaft zu
machen, bei Krankheit durch ein ärztliches Attest. In Zwei-
felsfällen kann sich der Prüfungsausschuss ein ärztliches
Attest gemäß § 16 Absatz 2 vorlegen lassen. Die Auflage
wird von der Lehrperson der versäumten Lehrveranstal-
tung festgelegt; sie muss geeignet sein, die Nachholung des
versäumten Lehrstoffs zu dokumentieren. Über Ausnah-
men entscheidet der Prüfungsausschuss.

(4) Sofern die Fachspezifischen Bestimmungen in den
Modulbeschreibungen weitere Voraussetzungen für die
Zulassung zu einer Modulprüfung festlegen, müssen auch
diese erfüllt sein. In Modulen, deren Fristen sich aus dem
Zuordnungsmodell gemäß § 10 Absatz 2 lit. b) ergeben,
erhalten die Studierenden, die wegen Fehlens der Zulas-
sungsvoraussetzung nicht an einer Modulprüfung teilneh-
men können, von der Prüfungsstelle eine Auflage zur Kom-
pensation der fehlenden Zulassungsvoraussetzungen. Bei
der Erfüllung der Auflage nehmen die Studierenden an der
nächsten Prüfungsmöglichkeit teil.

(5) Der Prüfungsausschuss kann bei der letzten Prü-
fungsmöglichkeit die Zulassung von der Auflage abhängig
machen, dass die bzw. der Studierende zuvor an einer Stu-
dienfachberatung teilgenommen hat. Ferner kann der Prü-
fungsausschuss in begründeten Ausnahmefällen bei einer
Prüfung, die nicht bestanden wurde und wiederholt wird,
eine abweichende Prüfungsart festlegen.
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(6) Eine Zulassung darf nur versagt werden, wenn die
Voraussetzungen gemäß den Absätzen 1 bis 5 nicht erfüllt
sind.

(7) Über eine Nichtzulassung ist der Kandidat bzw. die
Kandidatin unverzüglich zu informieren.

§ 10

Fristen und Anzahl der Modulprüfungen

(1) Den Studierenden stehen für jede zu absolvierende
Prüfung im Verlauf des Studiums mindestens drei Prü-
fungsversuche zur Verfügung. Bestandene Prüfungen kön-
nen nicht wiederholt werden. In jedem Modul werden für
jede Prüfung zwei Prüfungstermine angeboten. Die Wieder-
holung einer nicht bestandenen Prüfung soll zum nächst-
möglichen Prüfungstermin stattfinden. Die Fachspezifi-
schen Bestimmungen können vorsehen, dass der erste Prü-
fungstermin als Prüfungsversuch wahrgenommen werden
muss. Nehmen die Studierenden diesen Prüfungsversuch
aus Gründen, die sie zu vertreten haben, nicht wahr, gilt
dieser Prüfungsversuch gemäß § 16 Absatz 1 als nicht
bestanden. Darüber hinaus haben sie keinen Anspruch auf
die Teilnahme am zweiten Prüfungstermin.

(2) Modulprüfungen für Pflichtmodule sind innerhalb
von Fristen zu erbringen. Die Fristen richten sich je nach
Festlegung in den Fachspezifischen Bestimmungen entwe-
der nach dem Referenzmodell oder dem Zuordnungsmo-
dell.

a) Im Referenzmodell ergeben sich die Fristen für Pflicht-
module aus dem in der jeweiligen Modulbeschreibung
angegebenen Fachsemester (Referenzsemester, vgl. Ab-
satz 3) zuzüglich des Zeitraums, innerhalb dessen das
Modul bzw. die der Modulteilprüfung zugeordnete
Lehrveranstaltung ein weiteres Mal absolviert werden
kann. Die Fachspezifischen Bestimmungen können fest-
legen, wie viele Prüfungsversuche unter Berücksichti-
gung von Absatz 1 Satz 1 innerhalb der Frist maximal
gewährt werden. Für Praktika mit einer Arbeitsbelas-
tung im Umfang von mindestens 12 LP kann in den
Fachspezifischen Bestimmungen die Fristenregelung
aufgehoben und stattdessen die Wiederholungsregelung
für Wahlpflicht- und Wahlmodule nach Absatz 7 vorge-
sehen werden.

b) Im Zuordnungsmodell sind die Fristen für Pflichtmo-
dule an die Zuordnung von Lehrveranstaltungen zu
Modulen durch die Studierende bzw. den Studierenden
geknüpft. Lehrveranstaltungen können nur Modulen
zugeordnet werden, für die sie ausgewiesen sind. In den
Fachspezifischen Bestimmungen ist in den Modulbe-
schreibungen die Frist für das Modul, dem eine Lehr-
veranstaltung zugeordnet wird, festgelegt. Das Semester
der zugeordneten Lehrveranstaltung wird mitgezählt.
Durch die Studienorganisation ist sicherzustellen, dass
innerhalb der Frist drei Prüfungsversuche möglich sind.
Das Nähere, insbesondere die Anzahl der in einem
Semester mindestens zu belegenden Lehrveranstaltun-
gen, regeln die Fachspezifischen Bestimmungen. Studie-
rende, die die vorgesehene Mindestanzahl der in einem
Semester zu belegenden Lehrveranstaltungen aus Grün-
den, die sie zu vertreten haben, nicht absolvieren bzw.
die Zuordnung einer Lehrveranstaltung zu einem
Modul nicht spätestens im folgenden Semester vorneh-
men, werden so behandelt, als hätten sie eine Modulprü-
fung endgültig nicht bestanden.

(3) Werden für Pflichtmodule keine Referenzsemester
angegeben, gilt als Referenzsemester das Semester, zu dem
die Anmeldung zur ersten Lehrveranstaltung des Moduls

erfolgt. In den Fachspezifischen Bestimmungen sind die in
einem Semester zu belegenden Module anzugeben.

(4) Die Frist zur Absolvierung eines Pflichtmoduls kann
bei Vorliegen eines besonderen Härtefalls durch den Prü-
fungsausschuss verlängert werden. Die Frist ist so zu be-
messen, dass jeweils nur eine weitere Prüfungsmöglichkeit
gegeben ist. Der Antrag ist rechtzeitig vor Ablauf der Frist
beim Prüfungsausschuss zu stellen und schriftlich zu be-
gründen. Bei Krankheit, die durch Vorlage eines Attests
(vgl. § 16 Absatz 2) nachzuweisen ist, ist dem Antrag zu ent-
sprechen.

(5) Wird ein Modul oder ein Teilmodul, dessen erfolgrei-
ches Bestehen Voraussetzung für die Teilnahme an einem
anderen Modul oder Teilmodul ist, erst im Rahmen der
dritten oder einer späteren Prüfungsmöglichkeit erfolgreich
absolviert, verschiebt sich der Beginn der Frist für das
Absolvieren des nachfolgenden Moduls bzw. Teilmoduls auf
den Zeitpunkt, an dem das Modul bzw. Teilmodul anschlie-
ßend erstmalig angeboten wird.

(6) Bei einem Teilzeitstudium im Sinne der Immatriku-
lationsordnung verlängern sich die Termine und Fristen in
der Weise, dass ein Fachsemester zwei Hochschulsemestern
entspricht.

(7) Für Wahlpflicht- und Wahlmodule gibt es, unbescha-
det der Regelung des § 3 Absatz 3, grundsätzlich drei Prü-
fungsversuche. Die Fachspezifischen Bestimmungen kön-
nen vorsehen, dass die Fristenregelung nach Absatz 2 lit. a)
und b) auch für einzelne Wahl- und Wahlpflichtmodule gilt.

(8) Wird ein Wahl- oder Wahlpflichtmodul aus organisa-
torischen Gründen nicht ein zweites Mal angeboten, räumt
der Prüfungsausschuss für Studierende, die in einem sol-
chen Modul bereits mindestens einen Prüfungsversuch
unternommen haben, zwei weitere Prüfungsversuche in
einem fachlich verwandten Modul ein.

(9) Wahlpflicht- und Wahlmodule können gewechselt
werden, soweit nicht eine Frist gemäß § 3 Absatz 3 festge-
legt wurde.

§ 11

Nachteilsausgleich für behinderte
und chronisch kranke Studierende

(1) Macht ein Studierender bzw. eine Studierende glaub-
haft, dass er bzw. sie wegen einer chronischen Krankheit
oder einer Behinderung nicht in der Lage ist, die Prüfungs-
leistungen ganz oder teilweise in der vorgesehenen Form,
Reihenfolge oder innerhalb der in dieser Ordnung genann-
ten Prüfungsfristen abzulegen, kann der Vorsitzende bzw.
die Vorsitzende des Prüfungsausschusses die Bearbeitungs-
zeit für Prüfungsleistungen bzw. die Fristen für das Ablegen
von Prüfungen verlängern oder gleichwertige Prüfungsleis-
tungen in einer bedarfsgerechten Form gestatten. Entspre-
chendes gilt für die Studienleistungen. Kann ein Studieren-
der bzw. eine Studierende vorgeschriebenen Anwesenheits-
pflichten auf Grund seiner bzw. ihrer Behinderung oder
Krankheit nicht nachkommen, kann der bzw. die Prüfungs-
ausschussvorsitzende zum Ausgleich angemessene Ersatz-
leistungen vorsehen. Darüber hinaus sind in erforderlichen
Ausnahmefällen für vorgeschriebene Praktika und Aus-
landsaufenthalte ebenfalls Ersatzleistungen vorzusehen.

(2) Bei Entscheidungen der bzw. des Prüfungsausschuss-
vorsitzenden nach Absatz 1 ist der Behindertenbeauftragte
bzw. die Behindertenbeauftragte gemäß § 88 Absatz 3
HmbHG zu beteiligen.
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(3) Zur Glaubhaftmachung einer chronischen Krank-
heit oder einer Behinderung kann die Vorlage geeigneter
Nachweise verlangt werden.

§ 12
Prüfende

(1) Die Bestellung der Prüfer und Prüferinnen erfolgt
durch den Prüfungsausschuss nach Maßgabe der Bestim-
mungen des HmbHG in der jeweils gültigen Fassung.

(2) Prüfende für die Modulprüfungen sind grundsätzlich
die für die Lehrveranstaltungen des jeweiligen Moduls ver-
antwortlichen Lehrenden. Über Ausnahmen entscheidet
der Prüfungsausschuss. Bei nur einer Prüfung und mehre-
ren Lehrenden kann der Prüfungsausschuss die für die Prü-
fung verantwortlichen Lehrenden festlegen.

(3) Es können auch Prüfer bzw. Prüferinnen bestellt wer-
den, die nicht Mitglieder der Universität Hamburg sind.

§ 13
Studienleistungen und Modulprüfungen

(1) In der Modulbeschreibung kann die Erbringung von
Studienleistungen vorgesehen werden. Studienleistungen
können benotet werden. Eine erfolgreich erbrachte Stu-
dienleistung kann in den Fachspezifischen Bestimmungen
als Voraussetzung für eine Modulprüfung vorgesehen wer-
den.

(2) Modul- oder Modulteilprüfungen finden in der von
den Prüfern und Prüferinnen gemäß der Modulbeschrei-
bung festgelegten Form zu den festgesetzten Terminen statt.
Für die Modulprüfungen können in den Fachspezifischen
Bestimmungen Modulvoraussetzungen vorgesehen werden.

(3) Das Ablegen einer Modulprüfung setzt voraus, dass
die für das Modul vorgesehenen Lehrveranstaltungen
absolviert wurden. Eine Modulprüfung kann als Gesamt-
prüfung durchgeführt werden oder aus Teilprüfungsleistun-
gen bestehen. Die gesamten Leistungspunkte eines Moduls
werden erworben, wenn entweder alle Teilprüfungsleistun-
gen bzw. alle Teile einer Teilprüfungsleistung oder die
Modulabschlussprüfung oder die Modulprüfung im Rah-
men nur einer Kern-Lehrveranstaltung mit mindestens
(4,0) bestanden sind.

(4) Für Modulprüfungen können in den Fachspezifi-
schen Bestimmungen folgende Prüfungsarten festgelegt
werden:

a) Klausur:
Eine Klausur ist eine unter Aufsicht anzufertigende
Arbeit, in der vorgegebene Aufgaben allein und selbst-
ständig nur mit den zugelassenen Hilfsmitteln zu bear-
beiten sind. Die Dauer einer Klausur beträgt mindestens
45, höchstens 180 Minuten. Klausuren können auch in
Form von Antwort-Wahl-Verfahren (Multiple Choice)
und/oder computergestützt durchgeführt werden.

b) Mündliche Prüfung:
Eine mündliche Prüfung ist ein Prüfungsgespräch, in
dem die Studierenden darlegen sollen, dass sie den Prü-
fungsstoff beherrschen. Mündliche Prüfungen werden
als Einzel- oder Gruppenprüfungen durchgeführt. Die
Prüfungsdauer soll je Prüfling mindestens 15 Minuten
und höchstens 45 Minuten betragen. Für mündliche
Prüfungen kann die Option vorgesehen sein, dass Stu-
dierende Prüfungsgegenstände vorschlagen dürfen.
Mündliche Prüfungen werden von einem Prüfer bzw.
einer Prüferin in Gegenwart eines oder einer Beisitzen-
den abgenommen, der bzw. die mindestens die durch

den Bachelorstudiengang zu vermittelnde Qualifikation
im Sinne des § 1 oder eine gleichwertige Qualifikation
besitzt. Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse
der mündlichen Prüfung sind in einem Protokoll festzu-
halten. Das Protokoll wird von dem bzw. der Prüfenden
und dem bzw. der Beisitzenden unterzeichnet und zur
Prüfungsakte genommen. Studierende, die sich zu
einem späteren Termin der gleichen Prüfung unterzie-
hen wollen, wird die Teilnahme an mündlichen Prüfun-
gen als Zuhörerinnen und Zuhörer ermöglicht. Dieses
Recht erstreckt sich nicht auf die Beschlussfassung und
die Bekanntgabe der Note. Der Prüfling kann den Aus-
schluss der Öffentlichkeit beantragen.

c) Hausarbeit:

Eine Hausarbeit ist eine schriftliche Ausarbeitung eines
vorgegebenen Themas, das im Rahmen des betreffenden
Moduls behandelt wurde. Die Hausarbeit ist in schrift-
licher Ausfertigung sowie auf Verlangen der Prüferin
bzw. dem Prüfer auch auf einem elektronischen Spei-
chermedium bei der Prüfungsstelle einzureichen.

d) Referat:

Ein Referat ist der mündliche Vortrag über ein vorgege-
benes Thema. Es ist grundsätzlich durch eine schrift-
liche Ausarbeitung des Vortragsthemas zu ergänzen. Der
mündliche Vortrag hat in der Regel eine Dauer von min-
destens 15, höchstens 75 Minuten.

e) Untersuchungsberichte:

Praktikumsabschlüsse sind erfolgreich erbracht, wenn
Studierende die von den verantwortlichen Lehrenden
festgelegten empirischen bzw. experimentellen Arbeiten
durchgeführt haben und ihre Kenntnisse durch untersu-
chungsbegleitende Kolloquien, Protokolle oder eine
schriftliche Ausarbeitung nachgewiesen haben. Die
Abgabefrist für die Untersuchungsberichte wird vor
Beginn der Lehrveranstaltung festgelegt.

f) Portfolio:

Ein Portfolio ist eine Zusammenstellung während des
Studiums bzw. während der Studienphase angefertigter
Teilleistungen, die unter der übergreifenden Frage- und
Problemstellung zusammenfassend ausgewertet werden.
Das Portfolio dient somit auch der zusammenfassenden
Reflexion des eigenen Lernprozesses. In das Portfolio
gehen als Pflichtaufgaben von Lehrenden gestellte Teil-
leistungen und die Bearbeitung der übergreifenden Auf-
gabe ein wie auch gegebenenfalls selbst gewählte Bear-
beitungen. Teilleistungen können sein: Interpretierende
Auseinandersetzungen mit Literatur und wissenschaft-
lichen Positionen, Dokumentationen eigener Erhebun-
gen und Erfahrungen (auch audiovisuell), Bibliogra-
phien o.ä. Zusammenfassende Aufgaben können z.B. in
der Interpretation umfassender Problemstellungen
unter Einbezug der in den Teilleistungen bearbeiteten
Positionen, selbstständigen Interpretationen von rele-
vanten Ereignissen oder Ausarbeitungen von kleineren
Forschungskonzepten (Fragestellungen) auf der Grund-
lage der bearbeiteten Literatur bestehen.

(5) In geeigneten Fällen können Prüfungen auch mit
Unterstützung elektronischer Medien und in elektroni-
scher Dokumentation durchgeführt werden. In den Fach-
spezifischen Bestimmungen können weitere Prüfungsarten
festgelegt werden. Sind für ein Modul in den Fachspezifi-
schen Bestimmungen alternative Prüfungsarten vorgese-
hen, wird die jeweilige Prüfungsart zu Beginn der Lehr-
veranstaltung bekannt gegeben. Gleiches gilt für die in
Absatz 4 genannten alternativen bzw. optionalen Teile der
einzelnen Prüfungsarten. Prüfungen können in deutscher
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oder englischer Sprache abgenommen werden. Näheres
regeln die Fachspezifischen Bestimmungen.

§ 14

Masterarbeit

(1) Mit der Masterarbeit soll der Nachweis erbracht wer-
den, dass der Kandidat bzw. die Kandidatin in der Lage ist,
innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem aus dem
jeweiligen Fach selbstständig nach wissenschaftlichen
Methoden zu bearbeiten. Bestandteil der Masterarbeit kann
auch ein Vortrag sein, der ebenfalls in die Bewertung der
Arbeit eingeht. Näheres regeln die Fachspezifischen
Bestimmungen.

(2) Die Zulassung zur Masterarbeit ist zu beantragen,
wenn alle Module erfolgreich absolviert worden sind, die
die Fachspezifischen Bestimmungen für die Zulassung zur
Masterarbeit vorsehen und die für die Module vorgesehene
Fachsemesterzahl überschritten ist.

(3) Für die Zulassung zur Masterarbeit bzw. zu den Prü-
fungen des Abschlussmoduls gilt § 9 entsprechend.

(4) Der Kandidat bzw. die Kandidatin kann mit dem
Antrag auf Zulassung Prüfungsgegenstände und Betreuerin
oder Betreuer (Erstgutachter bzw. Erstgutachterin) sowie
Zweitgutachterin bzw. Zweitgutachter vorschlagen. Den
Vorschlägen ist soweit wie möglich und vertretbar zu ent-
sprechen. Auf Antrag vermittelt der Prüfungsausschuss
eine Betreuerin bzw. einen Betreuer sowie eine Zweitgut-
achterin bzw. einen Zweitgutachter.

(5) Die Festsetzung und Ausgabe des Themas erfolgt
durch den Betreuer bzw. die Betreuerin. Der Zeitpunkt der
Ausgabe und das Thema sowie die beiden Prüfer bzw. Prü-
ferinnen werden aktenkundig gemacht. Das Thema kann
nur einmal und nur innerhalb der ersten zwei Wochen nach
der Ausgabe und nur begründet zurückgegeben werden.
Das Thema der Masterarbeit kann von dem Betreuer bzw.
der Betreuerin auf begründeten Antrag zurückgenommen
werden, wenn aus fachlichen Gründen eine Bearbeitung
nicht möglich ist. In Zweifelsfällen entscheidet die oder der
Prüfungsausschussvorsitzende. Das neue Thema ist unver-
züglich, spätestens jedoch innerhalb von vier Wochen, aus-
zugeben.

(6) Die Masterarbeit wird in der Regel in deutscher oder
englischer Sprache abgefasst. Näheres regeln die Fachspezi-
fischen Bestimmungen. Die Entscheidung, ob andere als
die in Satz 1 genannten Sprachen zugelassen werden, trifft
der Prüfungsausschuss.

(7) Die Bearbeitungszeit der Masterarbeit regelt das
Abschlussmodul der Fachspezifischen Bestimmungen in
einem Bearbeitungsumfang von 15 LP bis 30 LP. Thema,
Aufgabenstellung und Umfang sind von dem Betreuer bzw.
der Betreuerin so zu begrenzen, dass die Frist der Bearbei-
tung eingehalten werden kann. Die Vorsitzende bzw. der
Vorsitzende des Prüfungsausschusses kann bei begründe-
tem und vor Ablauf der Bearbeitungsfrist gestelltem Antrag
eine einmalige Verlängerung der Bearbeitungszeit von
maximal drei Wochen genehmigen. Voraussetzung für eine
Verlängerung der Bearbeitungszeit ist, dass die Gründe, die
die Verlängerung erforderlich machen, nicht von der Kan-
didatin oder dem Kandidaten zu vertreten sind und unver-
züglich angezeigt werden. Die Begründung für den Verlän-
gerungsbedarf ist von der Kandidatin bzw. dem Kandidaten
umfassend schriftlich zu erläutern und zu belegen, bei
Krankheit durch Vorlage eines ärztlichen Attests (vgl. § 16
Absatz 2). In Fällen außergewöhnlicher Härte kann der

Prüfungsausschuss im Einzelfall eine längere Frist gewäh-
ren.

(8) Die Masterarbeit ist fristgerecht in dreifacher schrift-
licher Ausfertigung sowie auf einem geeigneten elektroni-
schen Speichermedium bei der Prüfungsverwaltung einzu-
reichen. Bei der postalischen Zusendung an die Prüfungs-
verwaltung gilt das Datum des Poststempels als Abgabeda-
tum. Für die Abgabe der Masterarbeit obliegt dem Prüfling
die Beweislast. Der Abgabezeitpunkt wird aktenkundig
gemacht. Bei der Abgabe hat der Kandidat bzw. die Kandi-
datin schriftlich zu versichern, dass er bzw. sie die Arbeit
selbstständig verfasst und keine anderen Hilfsmittel – ins-
besondere keine im Quellenverzeichnis nicht benannten
Internet-Quellen – benutzt, die Arbeit vorher nicht in
einem anderen Prüfungsverfahren eingereicht hat und die
eingereichte schriftliche Fassung der auf dem elektroni-
schen Speichermedium entspricht. Wird die Arbeit aus
Gründen, die der Kandidat bzw. die Kandidatin nicht zu
vertreten hat, nicht fristgerecht abgegeben, entscheidet der
Prüfungsausschuss über das weitere Vorgehen; im Regelfall
wird ein neues Thema ausgegeben, ohne dass dies als
Wiederholung gilt. Für diesen Fall gilt Absatz 5 Satz 6 ent-
sprechend. Wird die Arbeit aus Gründen, die die Kandida-
tin bzw. der Kandidat zu vertreten hat, nicht fristgerecht
abgegeben, gilt § 16 Absatz 1 entsprechend.

(9) Die Masterarbeit ist vom Betreuer bzw. der Betreue-
rin und einem weiteren Prüfer bzw. einer weiteren Prüferin
aus dem Kreis der Prüfungsberechtigten (§ 12) schriftlich
zu beurteilen. Eine bzw. einer der beiden Gutachter bzw.
Gutachterinnen muss Professor bzw. Professorin oder habi-
litiertes Mitglied der Hochschule sein. Im Rahmen der
Beurteilung von Masterarbeiten kann eine EDV-gestützte
Plagiatsprüfung durch externe Einrichtungen erfolgen.
Dabei ist sicherzustellen, dass eine zu diesem Zweck über-
mittelte Kopie der Arbeit dort Dritten nicht zugänglich
gemacht und nach der Plagiatsprüfung gelöscht wird.

(10) Die Bewertung der Masterarbeit soll von beiden
Prüfenden unverzüglich, spätestens jedoch acht Wochen
nach Einreichung, erfolgen. Bei einer überdurchschnittlich
hohen Anzahl von Prüfungsverfahren kann der Fakultätsrat
einen längeren Bewertungszeitraum einräumen. Die Beno-
tung der Masterarbeit ergibt sich aus dem arithmetischen
Mittel der durch die Prüfer bzw. Prüferinnen vergebenen
Noten unter Berücksichtigung von § 15 Absatz 3. Wird die
Masterarbeit nur von einem der Prüfenden mit „nicht aus-
reichend“ (5,0) beurteilt, bestellt der bzw. die Vorsitzende
des Prüfungsausschusses einen dritten Prüfer bzw. eine
dritte Prüferin. Beurteilt der Drittgutachter bzw. die Dritt-
gutachterin die Arbeit mit mindestens „ausreichend“ (4,0),
so wird die Note der Masterarbeit als arithmetisches Mittel
der drei Beurteilungen unter Berücksichtigung von § 15
Absatz 3, mindestens aber mit „ausreichend“ (4,0), festge-
legt. Beurteilt der Drittgutachter bzw. die Drittgutachterin
die Arbeit mit „nicht ausreichend“ (5,0), so gilt diese Arbeit
insgesamt als mit „nicht ausreichend“ (5,0) benotet.

(11) Die Masterarbeit kann bei einer Gesamtbeurteilung
mit „nicht ausreichend“ (5,0) einmal wiederholt werden.
Die Wiederholung muss in einem Zeitraum von sechs
Wochen nach Bekanntgabe des negativen Prüfungsergeb-
nisses beantragt werden. Eine zweite Wiederholung ist nur
in begründeten Ausnahmefällen möglich. Eine Rückgabe
des Themas der Masterarbeit in der in Absatz 5 Satz 3
genannten Frist ist nur zulässig, wenn der Kandidat bzw.
die Kandidatin von dieser Möglichkeit noch keinen
Gebrauch gemacht hatte.
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§ 15

Bewertung der Prüfungsleistungen

(1) Die Bewertung der Prüfungsleistungen soll unver-
züglich, spätestens jedoch vier Wochen nach der Prüfung,
erfolgen; § 14 Absatz 10 Satz 2 gilt entsprechend. Die Noten
für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von den jewei-
ligen Prüfern bzw. Prüferinnen festgesetzt. Für die Bewer-
tung der Prüfungsleistungen sind die folgenden Noten zu
verwenden. Prüfungsleistungen, die nicht in die Gesamt-
note eingehen, können als bestanden oder nicht bestanden
gewertet werden, sofern sie nicht mit den folgenden Noten
bewertet werden:

1,0 = sehr gut
eine hervorragende Leistung

2,0 = gut
eine Leistung, die erheblich über den 
durchschnittlichen Anforderungen liegt

3,0 = befriedigend
eine Leistung, die durchschnittlichen 
Anforderungen entspricht

4,0 = ausreichend
eine Leistung, die trotz ihrer Mängel 
noch den Anforderungen genügt

5,0 = nicht ausreichend
eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel 
den Anforderungen nicht mehr genügt

(2) Zur differenzierten Bewertung der Prüfungsleistun-
gen können Zwischenwerte durch Erniedrigen oder Erhö-
hen der Noten um 0,3 gebildet werden; die Noten 0,7; 4,3;
4,7 und 5,3 sind ausgeschlossen.

(3) Setzt sich die Prüfungsleistung eines Moduls aus
mehreren Teilleistungen zusammen, kann die Note des
Moduls aus dem arithmetischen Mittel der Noten der ein-
zelnen Prüfungsleistungen oder als ein mittels Leistungs-
punkten gewichtetes Mittel der Noten für die Teilleistungen
errechnet werden. Hierbei werden die beiden ersten Dezi-
malstellen hinter dem Komma berücksichtigt; alle weiteren
Stellen werden ohne Rundung gestrichen. Die Noten der
Teilprüfungsleistungen des Abschlussmoduls können unab-
hängig von der Leistungspunkteverteilung gewichtet wer-
den. Entsprechendes gilt bei der Bewertung einer Prüfungs-
leistung durch mehrere Prüfende. Die Art der Berechnung
wird in den Fachspezifischen Bestimmungen geregelt. Die
Note lautet:

von 1,0 bis 1,15 1,0

über 1,15 bis 1,50 1,3

über 1,50 bis 1,85 1,7

über 1,85 bis 2,15 2,0

über 2,15 bis 2,50 2,3

über 2,50 bis 2,85 2,7

über 2,85 bis 3,15 3,0

über 3,15 bis 3,50 3,3

über 3,50 bis 3,85 3,7

über 3,85 bis 4,0 4,0

über 4,0 5,0

(4) Für die Masterprüfung wird eine Gesamtnote gebil-
det. Absatz 3 Satz 3 gilt entsprechend. Die Fachspezifischen
Bestimmungen legen fest, mit welchem Gewicht die Noten
von Modulprüfungen des Faches und die Note der Mas-
terarbeit zur Gesamtnote beitragen. Die Fachspezifischen
Bestimmungen können ferner regeln, dass einzelne (Teil-)
Prüfungsleistungen nicht in die Gesamtnote eingehen.

Die Gesamtnote einer bestandenen Masterprüfung lau-
tet:
bei einem 
Durchschnitt bis einschließlich 1,50 sehr gut
bei einem 
Durchschnitt von 1,51 bis einschließlich 2,50 gut
bei einem 
Durchschnitt von 2,51 bis einschließlich 3,50 befriedigend
bei einem 
Durchschnitt von 3,51 bis einschließlich 4,00 ausreichend

Bei überragenden Leistungen kann die Gesamtnote
„Mit Auszeichnung bestanden“ erteilt werden. Näheres
regeln die Fachspezifischen Bestimmungen.

(5) Diese Note wird durch eine ECTS-Note nach den
jeweils geltenden Bestimmungen ergänzt.

§ 16
Versäumnis, Rücktritt

(1) Eine Prüfungsleistung gilt als mit „nicht ausrei-
chend“ (5,0) bewertet, wenn der Prüfling ohne triftigen
Grund einen Prüfungstermin oder eine Prüfungsfrist im
Sinne dieser Ordnung versäumt, nach Beginn einer (Teil-)
Prüfung zurücktritt oder eine schriftliche Prüfungsleistung
nicht innerhalb der vorgesehenen Bearbeitungszeit beginnt
oder erbringt.

(2) Der für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend
gemachte Grund muss dem Prüfungsausschuss unverzüg-
lich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden.
Bei Krankheit des Prüflings ist ein ärztliches Attest vorzu-
legen. In Zweifelsfällen kann sich der Prüfungsausschuss
ein qualifiziertes Attest vorlegen lassen. Dieses muss Anga-
ben enthalten über die von der Erkrankung ausgehende
körperliche bzw. psychische Funktionsstörung, die Auswir-
kungen der Erkrankung auf die Prüfungsfähigkeit des Prü-
flings aus medizinischer Sicht, den Zeitpunkt des dem
Attest zugrunde liegenden Untersuchungstermins sowie
der ärztlichen Prognose über die Dauer der Erkrankung.
Wird der Grund anerkannt, so wird der nächstmögliche
Prüfungstermin festgesetzt. Bereits vollständig erbrachte
Teilprüfungsleistungen werden angerechnet. Nach Beendi-
gung einer Prüfungsleistung können Rücktrittsgründe
nicht mehr geltend gemacht werden.

(3) Schutzvorschriften zum Schutz der erwerbstätigen
Mutter (MuSchG) sind auf Antrag der Kandidatin zu
berücksichtigen. Gleiches gilt für Anträge des Kandidaten
bzw. der Kandidatin für die Fristen der Elternzeit nach dem
Gesetz zum Erziehungsgeld und zur Elternzeit (BErzGG). 
§ 16 Absatz 2 Sätze 5 bis 6 gelten entsprechend.

§ 17
Täuschung, Ordnungsverstoß

(1) Versucht der oder die Studierende das Ergebnis einer
Prüfungsleistung durch Täuschung oder Benutzung nicht
zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, wird die Prü-
fungsleistung mit „nicht ausreichend“ (5,0) bzw. „nicht
bestanden“ bewertet. Zu den nicht zugelassenen Hilfsmit-
teln gehören bei Klausuren und mündlichen Prüfungen
z.B. Mobiltelefone. Gleiches gilt für Prüfungsleistungen
von Studierenden, die ihre Prüfungsergebnisse während des
Prüfungsverfahrens anderen zur Verfügung stellen, ohne
dass dies ausdrücklich vorgesehen ist.

(2) Bei einer Täuschung oder Benutzung nicht zugelas-
sener Hilfsmittel im Sinne des Absatzes 1 während und
nach der Austeilung von Prüfungsaufgaben, wird der Prüf-
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ling von der Fortsetzung der Prüfungsleistung nicht ausge-
schlossen. Der oder die jeweilige Aufsichtsführende fertigt
über das Vorkommnis einen Vermerk an, den er oder sie
nach Abschluss der Prüfungsleistung unverzüglich dem
bzw. der Vorsitzenden des Prüfungsausschusses vorlegt. Der
Prüfling wird unverzüglich über den gegen ihn erhobenen
Vorwurf unterrichtet. Die Entscheidung über das Vorliegen
eines Täuschungsversuches trifft der oder die Prüfungsaus-
schussvorsitzende. Dem Prüfling ist zuvor Gelegenheit zur
Äußerung zu geben.

(3) Hat ein Prüfling bei einer Prüfungsleistung ge-
täuscht und wird diese Tatsache erst nach Ablegen der Prü-
fung bekannt, kann die Note entsprechend Absatz 1 berich-
tigt und die Masterprüfung gegebenenfalls für nicht bestan-
den erklärt werden. Das unrichtige Zeugnis ist einzuziehen
und gegebenenfalls ein neues zu erteilen. Mit dem unrichti-
gen Zeugnis ist auch die Masterurkunde einzuziehen, wenn
die Masterprüfung auf Grund einer Täuschung für „nicht
bestanden“ erklärt wurde. Eine Entscheidung nach Satz 1
ist nach einer Frist von fünf Jahren ab dem Datum des
Zeugnisses ausgeschlossen.

(4) Ein Prüfling, der den ordnungsgemäßen Ablauf der
Prüfung stört, kann von dem jeweiligen Prüfer oder Auf-
sichtsführenden bzw. der jeweiligen Prüferin oder Auf-
sichtsführenden von der Fortsetzung der Prüfungsleistung
ausgeschlossen werden; in diesem Fall gilt die betreffende
Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend“ bewertet. In
schwerwiegenden Fällen kann der Prüfungsausschuss den
Prüfling von der Erbringung weiterer Prüfungsleistungen
ausschließen.

(5) Bei den Entscheidungen nach den Absätzen 1, 3 und
4 kann der Prüfling eine Überprüfung durch den Prüfungs-
ausschuss verlangen. Der Antrag muss unverzüglich gestellt
werden.

§ 18
Endgültiges Nichtbestehen der Masterprüfung

(1) Die Masterprüfung ist endgültig nicht bestanden,
wenn
a) in den Fällen des § 10 Absatz 2 b) die in den Fachspezi-

fischen Bestimmungen vorgesehene Mindestanzahl der
in einem Semester zu belegenden Lehrveranstaltungen
nicht absolviert wird, es sei denn, der bzw. die Studie-
rende hat dies nicht zu vertreten;

b) eine Modulprüfung nicht fristgemäß absolviert wird, es
sei denn, der bzw. die Studierende hat das Fristversäum-
nis nicht zu vertreten;

c) eine Modulprüfung auch in ihrer letzten Wiederholung
mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet wurde oder als
mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet gilt;

d) die Masterarbeit auch in ihrer letzten Wiederholung mit
„nicht ausreichend“ (5,0) bewertet wurde oder als mit
„nicht ausreichend“ (5,0) bewertet gilt.

(2) Ist die Masterprüfung endgültig nicht bestanden,
stellt der oder die Vorsitzende des Prüfungsausschusses
einen Bescheid mit Angaben aller Prüfungsleistungen und
den Gründen für das Nichtbestehen der Masterprüfung aus.
Der Bescheid ist mit einer Rechtsmittelbelehrung zu verse-
hen und dem oder der Studierenden bekannt zu geben.

§ 19
Widerspruchsverfahren

Widersprüche gegen das Prüfungsverfahren und gegen
Prüfungsentscheidungen sind, sofern eine Rechtsmittelbe-
lehrung erteilt wurde, innerhalb eines Monats, sonst inner-

halb eines Jahres nach Bekanntgabe bei dem oder der Vor-
sitzenden des Prüfungsausschusses einzulegen. Der Wider-
spruch sollte schriftlich begründet werden. Hilft der Prü-
fungsausschuss dem Widerspruch nicht oder nicht in vol-
lem Umfang ab, so ist er dem Widerspruchsausschuss der
Universität zuzuleiten.

§ 20
Zeugnis, Urkunde und Diploma Supplement

(1) Über die bestandene Masterprüfung soll unverzüg-
lich, möglichst innerhalb von vier Wochen nach Bestehen
der letzten Prüfungsleistung, ein Zeugnis ausgestellt wer-
den. Das Zeugnis enthält Angaben über die absolvierten
Module einschließlich der erzielten Noten und erworbenen
Leistungspunkte, das Thema und die Note der Masterar-
beit, die Gesamtnote und die insgesamt erreichten Leis-
tungspunkte und das Datum des Tages, an dem die letzte
Prüfungsleistung erbracht worden ist. Das Zeugnis ist von
dem oder der Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu
unterzeichnen und mit dem Datum der Ausfertigung und
mit dem Siegel der Universität Hamburg zu versehen.

(2) Zusätzlich zu dem Zeugnis erhält der Kandidat bzw.
die Kandidatin eine Urkunde mit dem Datum des Zeugnis-
ses. Darin wird die Verleihung des Mastergrades beurkun-
det. Die Urkunde wird durch die Dekanin bzw. den Dekan
unterzeichnet und mit dem Siegel der Universität Hamburg
versehen. Der Urkunde ist zusätzlich eine englischspra-
chige Übersetzung beigefügt.

(3) Darüber hinaus stellt der Prüfungsausschuss ein Di-
ploma Supplement in englischer und deutscher Sprache aus.

§ 21
Ungültigkeit der Masterprüfung,
Behebung von Prüfungsmängeln

Waren die Voraussetzungen für die Ablegung einer Prü-
fungsleistung nicht erfüllt, ohne dass der Prüfling hierüber
täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst nach der Aus-
händigung des Zeugnisses bekannt, so wird dieser Mangel
durch das Bestehen der Prüfungsleistung geheilt. Hat der
Prüfling vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, dass er die Prü-
fungsleistung ablegen konnte, so kann die Prüfungsleistung
für „nicht ausreichend“ (5,0) und die Masterprüfung für
„nicht bestanden“ erklärt werden. Dem Prüfling ist vor
einer Entscheidung Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 
§ 17 Absatz 3 Sätze 2 und 3 gelten entsprechend.

§ 22
Einsicht in die Prüfungsakten

Bis zu einem Jahr nach Abschluss der einzelnen Modul-
prüfungen wird von dem Vorsitzenden bzw. der Vorsitzen-
den des Prüfungsausschusses auf schriftlichen Antrag des
Prüflings in angemessener Frist Einsicht in seine schrift-
lichen Prüfungsarbeiten, die darauf bezogenen Gutachten
und die Prüfungsprotokolle gewährt, soweit diese nicht
bereits ausgehändigt worden sind.

§ 23
Inkrafttreten

Diese Ordnung tritt am Tage nach der Genehmigung
durch das Präsidium der Universität in Kraft. Sie gilt erst-
malig für Studierende, die ihr Studium zum Wintersemes-
ter 2010/2011 aufgenommen haben.

Hamburg, den 7. November 2011

Universität Hamburg
Amtl. Anz. S. 248
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Beschränkte Ausschreibung
nach Öffentlichem Teilnahmewettbewerb

a) Finanzbehörde, SBH – Schulbau Hamburg,
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg,
Ausschreibungsstelle 3 B 2, Anja, Brandenberger,
Telefon: 040 / 4 28 23 - 62 85, Telefax: 040 / 4 28 23 - 62 71,
E-Mail: VergabestelleSBH@sbh.fb.hamburg.de

b) Beschränkte Ausschreibung nach Öffentlichem Teilnah-
mewettbewerb nach der Vergabe- und Vertragsordnung
für Bauleistungen – Teil A (VOB/A)

c) Entfällt

d) Es wird ein zeitlich befristeter Rahmenvertrag ausge-
schrieben, aufgrund dessen die vorgesehenen bis zu 25
Vertragsunternehmen (siehe unten) verpflichtet sind,
ihre Leistungen auf Abruf (Einzelauftrag) zu den im
Rahmenvertrag festgelegten Bedingungen auszuführen.
Die Ausschreibung wird als Preisumfrage mit Leis-
tungspositionen ohne Mengenangaben (Mengel) durch-
geführt. In die engere Wahl kommen nur solche Ange-
bote, die nach Prüfung und Wertung gemäß § 16 VOB/A
nicht ausgeschlossen werden. Für die Rahmenvertrags-
preise werden aus den Angeboten der Bieter, die auf-
grund des Teilnahmewettbewerbes zur Angebotsabgabe
aufgefordert worden sind, bereinigte Mittelpreise er-
rechnet. Das entsprechende Preisverzeichnis wird den
für die Auftragserteilung in Betracht kommenden Biete-
rinnen und Bietern mit der Aufforderung übersandt, zu
erklären, ob sie zur Ausführung der Leistungen zu den
festgesetzten Preisen bereit sind. Die Unternehmen, die
diese Erklärung abgegeben haben, werden in die Liste
der Vertragsunternehmen aufgenommen. Für die Liste
sind insgesamt bis zu 25 Unternehmen vorgesehen.

e) Allgemeinbildende und Berufliche Schulen der Freien
und Hansestadt Hamburg

f) Vergabenummer: SBH ÖT 18/2011

Der SBH Rahmenvertrag „Sanitär, Kleinstreparaturen“
beinhaltet Preise einschließlich Zuschläge und Rabatt-
sätze. Er dient als Auftragsgrundlage für die Vergabe von
Bauleistungen für Maßnahmen der Bauunterhaltung
wie Reparaturleistungen, Havariebeseitigungen und
sonstige Unterhaltungsarbeiten von geringem Umfang.

Nach dem Rahmenvertrag können Aufträge von max.
5.000,– Euro brutto pro Einzelauftrag erteilt werden.

Das Auftragsvolumen wird insgesamt auf 400.000,– Euro/
Jahr geschätzt.

g) Entfällt

h) Entfällt

i) Beginn: 1. Mai 2012, Ende 30. April 2013

j) Entfällt

k) Entfällt

l) Entfällt

m) Einsendetermin für Teilnahmeanträge endet am:
1. März 2012 um 13.00 Uhr

Anträge sind zu richten an: Anschrift siehe o)

n) Kalkulationsunterlagen erhalten nur Firmen, die den
Anforderungen des ÖT entsprechen. Die Unterlagen
werden Mitte März 2012 an die qualifizierten Firmen
verschickt. Mit der Versendung dieser Unterlagen wird

der Submissionstermin mitgeteilt. Dieser wird voraus-
sichtlich Mitte März 2012 stattfinden.

o) Anschrift:

Freie und Hansestadt Hamburg 
Finanzbehörde, SBH-Schulbau Hamburg, 
Ausschreibungsstelle 3 B 2,
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg

p) Sie sind in deutscher Sprache abzufassen 

q) Entfällt

r) Entfällt

s) Zahlungsbedingungen siehe Vergabeunterlagen

t) Gesamtschuldnerisch haftende Arbeitsgemeinschaft mit
bevollmächtigtem Vertreter 

u) Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind, um
die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen:

Die Anträge auf Teilnahme am Vergabeverfahren sind in
einem verschlossenen Umschlag, gekennzeichnet mit
der Auftragsbezeichnung des Auftraggebers, einzurei-
chen. Beabsichtigt der Bewerber, wesentliche Teile der
Leistung von Nachunternehmen bzw. anderen Unter-
nehmen ausführen zu lassen, muss er in seinem Teilnah-
meantrag die durch Nachunternehmen auszuführenden
Leistungen angeben und auf gesondertes Verlangen der
Vergabestelle zudem von der Vergabestelle bestimmten
Zeitpunkt Nachweise und Angaben hierzu vorlegen.

Mit dem Antrag auf Teilnahme sind vorzulegen:

a) Benennung des Umsatzes des Unternehmens jeweils
bezogen auf die letzten drei abgeschlossenen
Geschäftsjahre, soweit er Bauleistungen und andere
Leistungen betrifft, die mit der zu vergebenden Leis-
tung vergleichbar sind, unter Einschluss des Anteils
bei gemeinsam mit anderen Unternehmen ausge-
führten Leistungen, durch Vorlage einer Bestätigung
des Umsatzes durch einen vereidigten Wirtschafts-
prüfer/Steuerberater/oder einen entsprechend tes-
tierten Jahresabschluss oder entsprechend testierte
Gewinn- und Verlustrechnungen.

b) Benennung von Leistungen in den letzten drei abge-
schlossenen Geschäftsjahren, die mit der zu verge-
benden Leistung vergleichbar sind, durch mindes-
tens 3 Referenzen mit schriftlicher Bestätigung des
Auftraggebers, dass die Leistungen auftragsgemäß
erbracht wurden.

c) Angabe der Zahl der in den letzten drei abgeschlosse-
nen Geschäftsjahren jahresdurchschnittlich beschäf-
tigten Arbeitskräfte gegliedert nach Lohngruppen
mit gesondert ausgewiesenem technischen Leitungs-
personal.

d) Angaben zur Eintragung in das Berufsregister ihres
Sitzes oder Wohnsitzes, durch Vorlage einer Gewer-
beanmeldung und eines Handelsregisterauszuges,
der Eintragung in die Handwerksrolle oder bei der
Industrie- und Handelskammer.

e) Angaben, ob ein Insolvenzverfahren oder ein ver-
gleichbares gesetzlich geregeltes Verfahren eröffnet
oder die Eröffnung beantragt worden ist oder der
Antrag mangels Masse abgelehnt wurde oder ein
Insolvenzplan rechtskräftig bestätigt wurde. Der
rechtskräftige Insolvenzplan ist vorzulegen.

ANZEIGENTEIL
Behördliche Mitteilungen
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f) Angaben, ob sich das Unternehmen in der Liquida-
tion befindet.

g) Angaben, dass nachweislich keine schweren Verfeh-
lungen begangen wurden, die die Zuverlässigkeit als
Bewerber in Frage stellen, durch Abgabe folgender
Erklärungen: „Ich/wir erklären, dass ich/wir in den
letzten 2 Jahren nicht gemäß § 21 Absatz 1 Satz 1
oder 2 Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz oder ge-
mäß § 21 Absatz 1 Arbeitnehmerentsendegesetz mit
einer Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder
einer Geldstrafe von 90 Tagessätzen oder einer Geld-
buße von mehr als 2.500,– Euro belegt worden
bin/sind. Ferner erkläre ich/wir, dass keine wirksame
Gewerbeuntersagung vorliegt, und dass kein rechts-
kräftiges Urteil in den letzten 2 Jahren gegen Mitar-
beiter in Leitungsfunktionen z.B. wegen wettbe-
werbsbeschränkender Absprachen bei Ausschrei-
bungen (§ 298 StGB), Bestechung im geschäftlichem
Verkehr (§ 299 StGB), Baugefährdung (§ 319 StGB),
unerlaubter Umgang mit gefährlichen Stoffen (§ 326
StGB), Betrug (§ 263 StGB), Bestechung (§ 334 StGB)
vorliegen, die mit einer Freiheitsstrafe von mehr als 3
Monaten oder mit einer Geldstrafe von 90 Tagessät-
zen geahndet wurden.“

h) Angaben, dass die Verpflichtung zur Zahlung von
Steuern und Abgaben sowie der Beiträge zur gesetz-
lichen Sozialversicherung ordnungsgemäß erfüllt
wurde, durch Vorlage einer gültigen Freistellungsbe-
scheinigung und einer aktuellen Unbedenklichkeits-
bescheinigung der Sozialkasse, die nicht älter als 12
Monate sein darf.

i) Angaben, dass das Unternehmen bei der Berufsge-
nossenschaft angemeldet ist, durch Vorlage einer
qualifizierten Unbedenklichkeitsbescheinigung der
Berufsgenossenschaft bzw. des Versicherungsträgers
mit Angabe der Lohnsummen, die nicht älter als 12
Monate sein darf.

v) Die Zuschlagsfrist endet am 30. April 2012
w) Beschwerdestelle:

Freie und Hansestadt Hamburg, 
Finanzbehörde, SBH-Schulbau Hamburg,
Herr Klaus Teichert (Sprecher der Geschäftsführung),
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg

Hamburg, den 6. Februar 2012
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Öffentliche Ausschreibung

Jagdverpachtung des Jagdbezirkes
Hamburg Hummelsbüttel-Alstertal

Die Jagdnutzung des Jagdbezirkes Hamburg Hummels-
büttel-Alstertal wird mit Wirkung vom 1. April 2012 für die
Dauer von neun Jahren neu verpachtet. Der Jagdbezirk hat
eine Gesamtfläche von etwa 378,88 ha. 

Die Streckenmeldung 2010/2011 betrug für Rehwild 
26 Stücke Rehwild, von denen neun erlegt wurden und 
17 Fallwild waren sowie 21 Füchse, von denen 19 erlegt
wurden und zwei Tiere Fallwild waren. Darüber hinaus
wurden 24 Ringeltauben und 36 Rabenkrähen erlegt. Die
Streckenmeldung weist noch 13 weitere Tierarten (Hasen,
Fasane, Elstern usw.) auf. Vorherige Jagdjahre weisen ver-
gleichbare Zahlen auf. Schwarzwild kommt in dem Jagdbe-
zirk nur ausnahmsweise vor.

Die Verpachtung erfolgt im Wege der öffentlichen Aus-
schreibung durch Einholung schriftlicher Angebote. Die
Vergabeunterlagen können bis zum 1. März 2012 bei der

Freien und Hansestadt Hamburg, 
Bezirksamt Wandsbek, 
Management des öffentlichen Raumes, 
Verwaltung – W/MR 121, 
Am Alten Posthaus 2, 22041 Hamburg, schriftlich, 
per Telefax (040 / 4 28 81 - 30 57) oder per E-Mail
(Christine.Tschinkel@wandsbek.hamburg.de; 
Joerg.Luehmann@wandsbek.hamburg.de)

angefordert werden. 

Auf Grundlage der Vergabeunterlagen ist bis spätestens
zum 15. März 2012 ein schriftliches Angebot einzureichen.
Das Angebot ist in verschlossenem Umschlag mit der
Kennzeichnung „Jagdverpachtung Hamburg Hummelsbüt-
tel-Alstertal“ zu versehen und an die oben genannte Adresse
zu senden. 

Die Jagdgenossenschaft behält sich den Zuschlag vor
und ist weder an das Höchstangebot gebunden, noch zur
Zuschlagserteilung verpflichtet. Neben dem gebotenen
Preis sind vor allem die Erreichbarkeit des Pächters, gute
Ortskenntnisse und Erfahrungen mit der Jagd in der Stadt
maßgebliche Kriterien für die Auswahl des zukünftigen
Jagdpächters. Genaueres kann den Vergabeunterlagen ent-
nommen werden.

Hamburg, den 7. Februar 2012
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Öffentliche Ausschreibungen
der Verwaltung der Freien und Hansestadt Hamburg

Durch öffentliche Ausschreibung nach VOL/(A) sucht
die Universität Hamburg einen Lieferanten für ein Kappa-
Diffraktometer. Bewerber melden sich bitte schriftlich bis
zum 21. März 2012 unter Angabe der Ausschreibungsnum-
mer 03/2012 per E-Mail bei: Universität Hamburg, Abtei-
lung 7 Finanz- und Rechnungswesen, Referat 74 Ausschrei-
bungs- und Einkaufsdienste, Moorweidenstraße 18, D-
20148 Hamburg. Einkaufsdienste@verw.uni-hamburg.de. 

Hamburg, den 6. Februar 2012

Universität Hamburg 148
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Auftragsbekanntmachung

(Richtlinie 2004/18/EG)

ABSCHNITT I: ÖFFENTLICHER AUFTRAGGEBER

I.1) Name, Adressen und Kontaktstelle(n)

Offizielle Bezeichnung:

Deutsches Elektronen-Synchrotron DESY
in der Helmholtz-Gemeinschaft

Postanschrift:

Notkestraße 85, 22607 Hamburg, Deutschland
Telefon: +49 / 40 / 89 98 - 24 80
Telefax: +49 / 40 / 89 98 - 40 09
Zu Händen von: Frau Dietsch/ Frau Grantz
E-Mail: warenwirtschaft.v4sk@desy.de

Internet-Adresse(n)
Hauptadresse des öffentlichen Auftraggebers:
http://www.desy.de

Weitere Auskünfte erteilen:

die oben genannten Kontaktstellen

Ausschreibungs- und ergänzende Unterlagen
(einschließlich Unterlagen für den wettbewerb-
lichen Dialog und ein dynamisches Beschaf-
fungssystem) verschicken: 

die oben genannten Kontaktstellen

Angebote oder Teilnahmeanträge sind zu richten
an: 

die oben genannten Kontaktstellen

I.2) Art des öffentlichen Auftraggebers: 

Sonstige: Öffentlich geförderte Stiftung privaten
Rechts

I.3) Haupttätigkeit(en)

Sonstige: Forschung

I.4) Auftragsvergabe im Auftrag anderer öffent-
licher Auftraggeber

Der öffentliche Auftraggeber beschafft im Auf-
trag anderer öffentlicher Auftraggeber: nein

ABSCHNITT II: AUFTRAGSGEGENSTAND

II.1) Beschreibung

II.1.1) Bezeichnung des Auftrags durch den öffentlichen
Auftraggeber:

Lieferung, Montage, Inbetriebnahme und War-
tung der Brandmeldetechnik und Löschtechnik
des XFEL-Beschleunigertunnels.

II.1.2) Art des Auftrags und Ort der Ausführung, Liefe-
rung bzw. Dienstleistung

Bauauftrag

Hauptort der Ausführung, Lieferung oder Dienst-
leistungserbringung: 

Deutsches Elektronen-Synchrotron DESY
in der Helmholz-Gemeinschaft,
Notkestraße 85, 22607 Hamburg

NUTS-Code DE600

II.1.3) Angaben zum öffentlichen Auftrag, zur Rahmen-
vereinbarung oder zum dynamischen Beschaf-
fungssystem (DBS):

Die Bekanntmachung betrifft einen öffentlichen
Auftrag.

II.1.4) Angaben zur Rahmenvereinbarung: –

II.1.5) Kurze Beschreibung des Auftrags oder Beschaf-
fungsvorhabens:

Lieferung, Montage, Inbetriebnahme und War-
tung der Brandmelde- und Löschtechnik für die
Gebäudeteile Injektorschacht, den 2 km Be-
schleunigertunnel sowie drei oberirdische Hal-
len. Der Umfang beinhaltet zwei Brandmelde-
zentralen, eine flächendeckende Überwachung
und Alarmierung entsprechend VDE 0833 und
DIN 14675 für den Injektorschacht, den Tunnel
und zwei der drei Hallen. In der dritten Halle ist
nur eine Teilüberwachung zu realisieren. Neben
der Überwachung und der Alarmierung sind
unterschiedliche Steueraufgaben über Buskopp-
ler umzusetzen. Im Tunnel kommen Klein-
Löschanlagen zum Einsatz. Die Löschanlagen
bestehen aus einem Rackeinschub und aus 
einer separaten Stickstofflöscheinheit. Die Klein-
Löschanlagen müssen mit der Brandmeldetech-
nik gekoppelt werden.

II.1.6) Gemeinsames Vokabular für öffentliche Aufträge:
(CPV) 

Hauptgegenstand: 45312100

II.1.7) Auftrag fällt unter das Beschaffungsübereinkom-
men (GPA): nein

II.1.8) Aufteilung des Auftrags in Lose: ja

Angebote sind möglich für ein oder mehrere Lose

II.1.9) Varianten/Alternativangebote sind zulässig: nein

II.2) Menge oder Umfang des Auftrags

II.2.1) Gesamtmenge bzw. -umfang: Siehe II. 1.5

II.2.2) Optionen: –

II.2.3) Angaben zur Vertragsverlängerung: 

Dieser Auftrag kann verlängert werden: –

II.3) Vertragslaufzeit bzw. Beginn und Ende der Auf-
tragsausführung:

Laufzeit: 33 Monate ab Auftragsvergabe.

ABSCHNITT III: RECHTLICHE, WIRTSCHAFTLI-
CHE, FINANZIELLE UND TECHNISCHE ANGABEN

III.1) Bedingungen für den Auftrag

III.1.1) Geforderte Kautionen und Sicherheiten:

Versicherungen i. H. von mindestens 1,5 Mio.
EUR jeweils für Personen- und Sachschäden bei
einem in der EU zugelassenen Haftpflichtversi-
cherer oder Kreditinstitut. Der Nachweis ist mit
der Bewerbung einzureichen. Näheres siehe Ver-
gabeunterlagen.

Sonstige Mitteilungen
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III.1.2) Wesentliche Finanzierungs- und Zahlungsbedin-
gungen und/oder Verweis auf die maßgeblichen
Vorschriften:

Näheres siehe Vergabeunterlagen.

III.1 .3) Rechtsform der Bietergemeinschaft, an die der
Auftrag vergeben wird: 

Bietergemeinschaften sind zugelassen. Mit der
Angebotsabgabe muss eine von allen Mitgliedern
der Bietergemeinschaft rechtsverbindlich unter-
schriebene Erkärung vorliegen, dass die Mitglie-
der der Bietergemeinschaft gesamtschuldnerisch
haften. Es muss ein bevollmächtigter Vertreter
benannt werden, der durch eine rechtsverbind-
lich unterschriebene Erklärung aller Mitglieder
der Bietergemeinschaft legitimiert ist. Näheres
siehe Vergabeunterlagen.

III.1.4) Sonstige besondere Bedingungen: 

Für die Ausführung des Auftrags gelten beson-
dere Bedingungen: nein

III.2) Teilnahmebedingungen

III.2.1) Persönliche Lage des Wirtschaftsteilnehmers
sowie Auflagen hinsichtlich der Eintragung in
einem Berufs- oder Handelsregister

Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen:

Eintragung in die Liste des Vereins für Präquali-
fikation von Bauunternehmen e.V. (Präqualifika-
tionsverzeichnis) oder Eigenerklärungen gem.
Formblatt 124 (Eigenerklärung zur Eignung,
VHB-Bund-Ausgabe 2008, Stand August 2011).
Die Eigenerklärungen gem. Formblatt 124 mit
den vorgesehenen Angaben und Referenzen sind
mit dem Angebot einzureichen. Nachweis der
zuständigen Versicherungsträger (nur für auslän-
dische Bieter). Für alle Beteiligten von Bieterge-
meinschaften und für Subunternehmer sind
ebenfalls die vorgenannten Angaben einzurei-
chen. Bewerbungen, die die geforderten Anga-
ben, Erklärungen oder Nachweise (auch Versi-
cherungsnachweise) nicht enthalten, können
unberücksichtigt bleiben.

III.2.2) Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähig-
keit: 

Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen:

Vollständig ausgefüllter Unternehmensfragebo-
gen und Organigramm der Errichterfirma.

III.2.3) Technische Leistungsfähigkeit

Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: 

– Bescheinigung über anerkannte Fachfirma
nach der DIN 14675-Bescheinigung über einen
Notdienst welcher innerhalb von zwei Stunden
für notwendige Reparaturen an der Gefahren-
meldeanlage zur Verfügung steht.

– Nachweis über Zertifizierung nach DIN EN
ISO9001/2008

– Schulungsnachweis für die Mitarbeiter über
Herstellerschulungen der Firma Honeywell/
ESSER.

III.2.4) Angaben zu vorbehaltenen Aufträgen: –

III.3) Besondere Bedingungen für Dienstleistungs-
aufträge

III.3.1) Angaben zu einem besonderen Berufsstand: –

III.3.2) Für die Erbringung der Dienstleistung verant-
wortliches Personal: –

ABSCHNITT IV: VERFAHREN

IV.1) Verfahrensart

IV.1.1) Verfahrensart: Offen

IV.1.2) Beschränkung der Zahl der Wirtschaftsteilneh-
mer, die zur Angebotsabgabe bzw. Teilnahme auf-
gefordert werden: –

IV.1.3) Verringerung der Zahl der Wirtschaftsteilnehmer
im Laufe der Verhandlung bzw. des Dialogs: –

IV.2) Zuschlagskriterien

IV.2.1) Zuschlagskriterien: 

Das wirtschaftlich günstigste Angebot in Bezug
auf die nachstehenden Kriterien:

Kriterien Gewichtung

1. Preis der angebotenen Leistung 90 %

2. Wartung 10 %

IV.2.2) Angaben zur elektronischen Auktion

Eine elektronische Auktion wird durchgeführt:
nein

IV.3) Verwaltungsangaben

IV.3.1) Aktenzeichen beim öffentlichen Auftraggeber:
EO 004-12 XFEL

IV.3.2) Frühere Bekanntmachung(en) desselben Auf-
trags: Nein

IV.3.3) Bedingungen für den Erhalt von Ausschrei-
bungs- und ergänzenden Unterlagen bzw. der
Beschreibung:

Schlusstermin für die Anforderung von Unter-
lagen oder die Einsichtnahme: 

2. März 2012, 10.00 Uhr

Kostenpflichtige Unterlagen: nein

IV.3.4) Schlusstermin für den Eingang der Angebote
oder Teilnahmeanträge:

26. März 2012, 10.00 Uhr

IV.3.5) Tag der Absendung der Aufforderungen zur An-
gebotsabgabe bzw. zur Teilnahme an ausgewählte
Bewerber: –

IV.3.6) Sprache(n), in der (denen) Angebote oder Teil-
nahmeanträge verfasst werden können: 

Folgende Amtssprache(n) der EU: DE

IV.3.7) Bindefrist des Angebots: bis 7. Mai 2012

IV.3.8) Bedingungen für die Öffnung der Angebote: 

26. März 2012, 10.00 Uhr

Ort: DESY, Notkestraße 85, 22607 Hamburg,
Gebäude 11 a, Raum 012

Personen, die bei der Öffnung der Angebote
anwesend sein dürfen: ja
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ABSCHNITT VI: WEITERE ANGABEN

VI.1) Angaben zur Wiederkehr des Auftrags: 
Dies ist ein wiederkehrender Auftrag: nein

VI.2) Auftrag steht in Verbindung mit einem Vorhaben
und/oder Programm, das aus Mitteln der Europä-
ischen Union finanziert wird: nein

VI.3) Zusätzliche Angaben: –

VI.4) Rechtsbehelfsverfahren/Nachprüfungsverfahren

VI.4.1) Zuständige Stelle für Rechtsbehelfs-/Nachprü-
fungsverfahren
Vergabekammern des Bundes 
beim Bundeskartellamt
Villemomblerstraße 76, 53123 Bonn,
Deutschland
Telefon: +49 / 228 / 94 99 - 0
Telefax: +49 / 228 / 94 99 - 400
E-Mail:  info@bundeskartellamt.bund.de

VI.4.2) Einlegung von Rechtsbehelfen: –

VI.4.3) Stelle, die Auskünfte über die Einlegung von
Rechtsbehelfen erteilt: –

VI.5) Tag der Absendung dieser Bekanntmachung:
7. Februar 2012

ANHANG B
ANGABE ZU DEN LOSEN

Bezeichnung des Auftrags durch den öffentlichen
Auftraggeber: Lieferung, Montage, Inbetriebnahme
und Wartung der Brandmeldetechnik und Lösch-
technik des XFEL-Beschleunigertunnels.

Los-Nr. 1 Bezeichnung: Brandmeldeanlage
1. Kurze Beschreibung: 

Der Umfang beinhaltet zwei Brandmeldezentra-
len, eine flächendeckende Überwachung und
Alarmierung entsprechend VDE 0833 und DIN
14675 für den Injektorschacht, den Tunnel und
zwei der drei Hallen.

2. Gemeinsames Vokabular für öffentliche Auf-
träge (CPV):
Hauptgegenstand: 45312100

3. Menge oder Umfang: Siehe Vergabeunterlagen
4. Abweichung vom Beginn der Vergabeverfahren

und/oder von der Vertragslaufzeit: –
5. Zusätzliche Angaben zu den Losen: –

Los-Nr. 2 Bezeichnung: Objektschutz-Löschanlagen
1. Kurze Beschreibung: 

Im Tunnel kommen Klein-Löschanlagen zum
Einsatz. Die Löschanlagen bestehen aus einem

Rackeinschub und aus einer separaten Stickstoff-
löscheinheit. Die Klein-Löschanlagen müssen
mit der Brandmeldetechnik gekoppelt werden.

2. Gemeinsames Vokabular für öffentliche Auf-
träge (CPV):

Hauptgegenstand: 45312100
ErgänzendeGegenstände: 45343200

3. Menge oder Umfang: Siehe Vergabeunterlagen

4. Abweichung vom Beginn der Vergabeverfahren
und/oder von der Vertragslaufzeit: –

5. Zusätzliche Angaben zu den Losen: –

Hamburg, den 7. Februar 2012

Deutsches Elektronen-Synchrotron DESY
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Öffentliche Ausschreibung
der Hamburger Wasserwerke GmbH

– Leitungsbau –

Die Hamburger Wasserwerke haben die Hamburger Stadt-
entwässerung mit der Vergabe der Leistungen beauftragt. 

ÖA-Nr.: 11/12

Wesentliche Leistungen: 

Sanierung von etwa 450 m bleihaltiger Anschlussleitungen
(ca. 102 Stück DN 25 bis 50) in HH-Billstedt. 

Geplanter Ausführungsbeginn: April 2012 

Voraussetzung für die Beauftragung: DVGW-Bescheini-
gung für Rohrleitungsbauunternehmen nach dem DVGW-
Arbeitsblatt GW 301, Gruppe W3 ge.

Sicherheiten und Zahlungsbedingungen: 
siehe Vergabeunterlagen 

Die Ausschreibungsunterlagen sind ab 13. Februar 2012 bis
zum 27. Februar 2012 montags bis freitags von 8.00 Uhr bis
12.00 Uhr einzusehen oder erhältlich mit Nachweis des
Überweisungsträgers über 20,– Euro bei der Submissions-
stelle der Hamburger Stadtentwässerung, 20539 Hamburg,
Billhorner Deich 2, Zimmer B.2.019.

Alternativ können die Unterlagen auch nach schriftlicher
Abforderung durch Brief oder Telefax (040 / 78 88 - 18 49 94)
direkt zugesandt werden, gegen eine zusätzliche Pauschale
für Porto und Verpackung in Höhe von 2,50 Euro. Der
Betrag ist in diesem Fall unter Angabe der ÖA-Nr. auf das
folgende Konto der Hamburger Stadtentwässerung bei 
der HSH Nordbank AG, Kontonummer: 100 909 000, 
BLZ 210 500 00, zu überweisen. Briefmarken und Schecks
werden als Zahlungsmittel nicht angenommen.

Eröffnungstermin: 1. März 2012 um 8.00 Uhr bei der Ham-
burger Stadtentwässerung, Anstalt des öffentlichen Rechts,
Billhorner Deich 2, Zimmer B.2.003, 20539 Hamburg. 

Hamburg, den 7. Februar 2012

Hamburger Wasserwerke GmbH 150


